Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 591 


Der Bundesminister 
für Angelegenheiten der Vertriebenen 

n/Mi/Kc 


Bonn, den 14. Februar 1950 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Überführung der noch in den polnisch verwal- 
teten deutschen Gebieten, sowie der in Polen, der 
Tschechoslowakei und den südosteuropäischen 
Staaten lebenden Deutschen 
- Nr. 78 und 459 der Drucksachen-. 

Das Bundesministerium für Angelegenheiten der Vertriebenen be- 
mühte sich schon seit vielen Monaten um die Überführung der 
noch in den polnisch verwalteten deutschen Gebieten, sowie der in 
Polen, der Tschechoslowakei und den südosteuropäischen Staaten 
lebenden Deutschen. Es bediente sich dazu der großzügigen Hilfe 
des Internationalen PvOten Kreuzes. Dem Internaüonalen Roten Kreuz 
ist es zu verdanken, daß es eimöglicht werden konnte, daß die im 
Ausland lebenden Deutschen die Möglichkeit erhielten, sich bei den 
alliierten diplomatischen Vertretungen zu melden, was dazu führte, 
daß nach Vereinbarungen, die zwischen der britischen Hohen Kom- 
mission und den polnischen Dienststellen einerseits und der ameri- 
kanischen Hohen Kommission und den tschechoslowakischen Dienst- 
stellen andererseits getroffen wurden, die ersten Transporte der vor- 
erst für die Überführung vorgesehenen 25000 Personen aus Polen 
und polnisch verwalteten Gebieten und 20000 Personen aus der 
Tschechoslowakei in den nächsten Wochen beginnen, in das Gebiet 
der Bundesrepublik überführt zu werden. 

Die Aufnahme dieser 45000 Personen war von der Konferenz der 
Ministerpräsidenten am 5. August 1949 für alle Länder der Bundes- 
republik genehmigt worden. 

Darüber hinaus befinden sich noch zahlreiche Deutsche in den vor- 
genannten Ländern und in Südosteuropa. Eine genaue Zahl ist für 
diesen Personenkreis durch das Fehlen deutscher diplomatischer Ver- 
tretungen in diesen Ländern r-icht zu ermitteln. Es handelt sich 
schätzungsweise um zirka 3 — 400000 Personen. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdrucker ei Gehr. Scheur, Bonn 
Allein-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Str. 30 
und Wiesbaden, Nietzschestr. 1 



Für ihre Überführung gelten z. Zt. folgende Bestimmungen: 

1. Die im Bundesgebiet lebenden Angehörigen der vorgenannten 
Personen lassen diese beim Deutschen Roten Kreuz in Hamburg 
registrieren. 

2. Die in polnisch verwalteten Gebietsteilen, in Polen und in der 
Tschechoslowakei lebenden Deutschen beantragen bei den Military 
Offices in Warschau oder Prag die Überführung nach Deutsch- 
land und gleichzeitig den Zuzug zu ihren hier lebenden Ver- 
wandten. 

Da diese Zuzugsanträge über die alliierten Dienststellen im Gebiet 
der Bundesrepublik bei den Gemeindebehörden der Wohnorte der 
Verwandten gestellt werden und bei der bekannten Überlastung 
aller Gemeinden der Bundesrepublik, wird nur einem Teil der Zu- 
zugsanträge entsprochen. 

Im Bundesgebiet aus den vorgenannten Gebieten eintreffende Deut- 
sche kommen zuerst in ein Aufnahmelager und reisen von dort 
zu ihren Angehörigen. Soweit sie keine Angehörigen haben, oder 
diese nicht ausreichenden Wohnraum besitzen, erfolgt eine Auf- 
teilung auf die Länder. Hierfür isr, soweit die vorgenannten 
45000 Personen betroffen sind, Übereinkommen zwischen' den 
Länderflüchilingsverwaltungen erzielt worden. 

Eine Betreuung der in den polnisch verwalteten Gebieten, in Polen 
und der Tschechoslowakei verbleibenden Deutschen ist der Bundes- 
regierung unmittelbar überhaupt nicht möglich. Durch die Auflösung 
der Delegation des Internationalen Roten Kreuzes in Warschau be- 
steht auch keine Möglichkeit, etwa finanzielle Unterstützung des 
Bundes oder Rechtsschutz zu gewähren. Eine Änderung dieses un- 
befriedigenden Zustandes ist nur durch Eingreifen der alliierten 
Hohen Kommissare möglich. 

Zu den südosteuropäischen Ländern besteht bisher keine Verbindung 
seitens des Bundesministeriums. Die dort noch lebenden Deutschen 
müssen bei den diplomatischen Vertretungen der Besatzungsmächte 
Einzelanträge auf Einreise in das Bundesgebiet stellen, die jedoch 
wegen Fehlens der Zuzugsgenehmigungen bisher nur in einzelnen 
Fällen zum Erfolg führten. 

Solange das Bundesministerium nicht berechtigt ist, eine Einreise- 
genehmigung nach Deutschland^ und die Aufenthaltsgenehmigung 
in einem der Länder des Bu^a^ zu gewähren, besteht keine Mög- 
lichkeit, hier unmittelbar einzi^ch reiten. 


Dr. Lukaschek 



